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Motion betreffend Unterstützung der jüdischen Gemeinden im Kanton Basel-Stadt 

Die Justiz-, Sicherheits- und Sportkommission (JSSK) hat sich anlässlich ihrer Sitzung vom 11. 
April 2018 vom Vorsteher des Justiz- und Sicherheitsdepartements über den aktuellen Stand der 
Gespräche mit der jüdischen Gemeinde informieren lassen. Die JSSK ist der Ansicht, dass der 
Schutz und das Weiterbestehen der jüdischen Gemeinde in Basel absolut zentral sind. Die JSSK 
ist auch der Ansicht, dass es wichtig ist, innerhalb der verfassungsrechtlichen und gesetzlichen 
Grundlagen zu agieren. Zudem muss die Gleichbehandlung von Kirchen und Religionsgemein-
schaften gewährleistet werden und es müssen ebenso andere überdurchschnittlich schutzbedürf-
tige Personengruppen berücksichtigt werden.  

Der Grosse Rat unterstützt grundsätzlich den Regierungsrat bei seinen bisherigen Bestrebungen 
die jüdischen Gemeinden zu unterstützen und hat sich daher positiv zu den vorgeschlagenen 
Massnahmen geäussert: Die Kantonspolizei Basel-Stadt steht seit Jahren in engem Kontakt mit 
den entsprechenden Vertretern. Beim Community Policing der Kantonspolizei wurde ein Single 
Point of Contact für alle sicherheitsrelevanten Anliegen und Fragen benannt. Die Kantonspolizei 
hat sämtliche jüdischen Örtlichkeiten inventarisiert, mit Einsatzdispositiven versehen und die ent-
sprechenden Kontaktadressen hinterlegt. Es sind weitere Investitionen in die Sicherheit jüdischer 
Einrichtungen in Basel in der Höhe von insgesamt rund 500’000 Franken geplant. Damit unter-
nimmt der Kanton Basel-Stadt deutlich mehr zum Schutz der jüdischen Gemeinde als alle anderen 
Städte und Kantone in der Schweiz. 

Da bisherige Vorstösse zum Thema nicht geeignet waren, das Problem auf einer sauberen rechtli-
chen Grundlage zu lösen, es daher keine Mehrheit im Grossen Rat gab und die jüdischen Ge-
meinden mit den anderen vorgeschlagenen Ideen anscheinend nicht wirklich zufrieden sind, 
möchte die Kommission den Regierungsrat nochmals darum ersuchen, sich der Problematik an-
zunehmen. Die JSSK bittet den Regierunsgrat, die Umsetzung eines oder mehrerer der folgenden 
Punkte zu prüfen: 

1. § 136 Abs. 2 der Kantonsverfassung statuiert, dass staatliche Leistungen an Kirchen und Reli-
gionsgemeinschaften ausgerichtet werden können "an die Erfüllung anderer im öffentlichen In-
teresse liegender Aufgaben der Kirchen und Religionsgemeinschaften". Es besteht kein 
Rechtsanspruch auf Erhalt von Staatsbeiträgen, aber mit Blick auf die grundrechtlichen 
Schutzpflichten kann sich (vgl. Gutachten von Prof. Hafner vom 21.8.2017) bei einer Gefähr-
dung der jüdischen Gemeindemitglieder das Ermessen zu einer Pflicht der Behörden zur Aus-
richtung von Beiträgen verdichten. Es wäre deshalb prüfenswert, ob eine gesetzliche Grund-
lage geschaffen werden soll. Die gesetzliche Bestimmung könnte dabei die Subvention von 
der Gefährdungslage, den verfügbaren staatlichen Mitteln sowie der Geeignetheit der Schutz-
massnahmen abhängig machen. Daher wäre zu prüfen, ob das Staatsbeitragsgesetz um eine 
entsprechende Bestimmung ergänzt werden könnte: "Besteht eine besondere Gefährdungsla-
ge für die Sicherheit von Kirchen und staatlich anerkannte Religionsgemeinschaften, haben 
diese im Rahmen der verfügbaren Mittel des Kantons Anspruch auf Beiträge an geeignete Si-
cherheitsmassnahmen." 

2. Eine fixe Polizeipräsenz zu gewissen Zeiten bei exponierten jüdischen Institutionen, wie bei-
spielsweise am Samstag und bei religiösen Feierlichkeiten. 

3. Die Einrichtung einer institutionalisierten Task Force zwischen der Kantonspolizei und den 
jüdischen Gemeinden.  

 

Für die Justiz-, Sicherheits- und Sportkommission: Dr. Tanja Soland 

 

 


